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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

Rechtliche Vorgaben aufgrund fach-
gesetzlicher Regelungen, die im Regel-
fall nicht überwunden werden können: 

 

A.1.1 Bei Festsetzung des Maßes der bauli-
chen Nutzung (hier durch die Höhe bauli-
cher Anlagen) ist gemäß § 16 Absatz 3 
Nr. 1 BauNVO stets die Grundflächenzahl 
oder die Größe der Grundflächen bauli-
cher Anlagen festzusetzen. Bei der Fest-
setzung des Maßes der baulichen Nut-
zung darf auf diese auch dann nicht ver-
zichtet werden, wenn die überbaubare 
Grundstücksfläche gemäß § 23 BauNVO 
festgesetzt wird (vgl. Beschluss BVerwG 
vom 18.12.1995 -4 NB 36.95, juris). 

In Folge der fehlenden zwingenden Fest-
setzung nach § 16 Absatz 3 Nr. 1 BauN-
VO und damit der Ungültigkeit der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung führte dies in einem vom Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshofs mit Be-
schluss vom 31.01.2017 (1 NE 16.2191, 
juris) entschiedenen Antrag auf vorläufi-
gen Rechtsschutzes zu einem erhobenen 
Normenkontrollantrag zur Gesamtunwirk-
samkeit des Bebauungsplans. 

Wir empfehlen deshalb zusätzlich noch 
die Festsetzung der Grundflächenzahl 
oder der Größe der Grundflächen bauli-
cher Anlagen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. In der Plan-
zeichnung wird die Größe der zulässigen Grundflä-
che ergänzt. 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage: 

 

A.1.2 Das Bebauungsplanverfahren wird im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB durchgeführt. Das Vorliegen aller 
Kriterien für die Anwendung des § 13a 
BauGB ist zu überprüfen, abzuarbeiten 
und in der Begründung so darzustellen, 
dass eine rechtliche Überprüfung möglich 
ist. 

Gemäß § 13a Absatz 1 Satz 4 BauGB ist 
das beschleunigte Verfahren u.a. ausge-
schlossen, wenn durch den Bebauungs-
plan die Zulässigkeit von Vorhaben be-
gründet wird, die einer Pflicht zur Durch-

Wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung, 
wird im Hinblick auf die gewählte Verfahrensart und 
insbesondere auf die Anforderungen des UVP-
Gesetzes ergänzt. 



Stadt Neuenburg am Rhein Stand: 16.09.2019 
Bebauungsplan „Kronenrain“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 4 von 29 
 
 

19-09-16 Abwägung Offenlage (19-09-04).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 
führung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach dem UVPG oder nach Landes-
recht unterliegen. Hierauf sollte in der 
Begründung zum Verfahren nach § 13a 
BauGB noch eingegangen werden. 

A.1.3 Der Flächennutzungsplan ist im Wege 
der Berichtigung anzupassen. 

Um eine möglichst umfassende Informa-
tion der Öffentlichkeit sicher zu stellen, 
wird empfohlen die Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses des Bebauungs-
planes zum Anlass zu nehmen, ausdrück-
lich auf die Rechtsfolge der Berichtigung 
des Flächennutzungsplans hinzuweisen. 

Um die Nachvollziehbarkeit einzelner Be-
richtigungen bis zu einer Gesamtfort-
schreibung des Flächennutzungsplans si-
cher zu stellen, sollten diese z. B. mit 
dem Hinweis „Geändert durch den am ... 
in Kraft getretenen Bebauungsplan ..." 
versehen werden. 

Je eine Fertigung der Berichtigung bitten 
wir dem Landratsamt Breisgau-
Hochschwarzwald, dem Regierungsprä-
sidium Freiburg und dem Regionalver-
band Südlicher Oberrhein zu übersenden. 

Wir würden es begrüßen, wenn uns das 
Deckblatt zur redaktionellen Anpassung 
des Flächennutzungsplanes gleichzeitig 
mit der ausgefertigten Planfassung des 
Bebauungsplanes vorgelegt wird. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Stadt Neu-
enburg am Rhein beabsichtigt, zeitnah ein Deck-
blatt zur Berichtigung des Flächennutzungsplans 
zu erstellen und mit der ausgefertigten Planfassung 
des Bebauungsplans vorzulegen.  

 

A.1.4 Die öffentliche Zweckbestimmung der 
Tiefgarage / des Parkhauses ist den 
Planunterlagen bisher nicht zweifelsfrei 
zu entnehmen. Die öffentliche Zweckbe-
stimmung ist allerdings gerade die Vo-
raussetzung zur Festsetzung einer Ver-
kehrsfläche besonderer Zweckbestim-
mung. Für ein privat betriebenes Park-
haus wäre u.E. die Festsetzung eines 
Sondergebiets erforderlich. 

Zur Verdeutlichung der öffentlichen 
Zweckbestimmung der Tiefgarage und 
des Parkhauses regen wir an, für die 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung neben der Bezeichnung 
„TG/Parkhaus" und dem verwendeten 
Planzeichen „Fußgängerbereich" auch 
noch das Planzeichen „öffentliche Park-
fläche" entsprechend Nr. 6.3 PlanzV zu 
verwenden. 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. In der Plan-
zeichnung und in der Begründung werden Ergän-
zungen aufgenommen, die auf den öffentlichen 
Zweck des Parkhauses hinweisen. 

 

 

 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. In die Planzeich-
nung wird auch das Planzeichen für „öffentliche 
Parkfläche" entsprechend Nr. 6.3 der PlanzV ein-
gefügt. 
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

In der Begründung sollte zudem noch auf 
den öffentlichen Zweck (nicht nur des 
Platzes auf dem Dach des Parkhauses) 
sondern des Parkhauses selbst einge-
gangen werden. 

A.1.5 In der den Bebauungsplan beigefügten 
„Immissionsprognose Luftschadstoffe 
Parkhaus Areal Kronenrain" des Büros 
iMA vom 26.04.2019 wird festgehalten, 
dass es im Nahbereich der Abluftschäch-
te oberhalb der Spindeln unmittelbar an 
den Auslässen NO2-
Grenzwertüberschreitungen gibt. Daher 
wird empfohlen, die Abluft an diesen 
Schächten 3 m über Grund zu führen, so 
dass bodennahe Grenzwertüberschrei-
tungen vermieden werden. 

Unter Punkt 9 der Begründung wird hier-
zu ausgeführt, dass aus gestalterischen 
Gründen auf dem Stadtbalkon auf 3 m 
hohe Abluftschächte oder -röhre verzich-
tet werden sollte. Die Empfehlung soll in 
Abstimmung mit dem Gutachter dahin 
umgesetzt werden, dass in den ermittel-
ten Nahbereichen der Abluftschächte al-
ternativ zu 3 m hohen Abluftschächten 
auf Aufenthaltsbereiche (z.B. Aufstellen 
von Sitzgelegenheiten) zu verzichten ist. 
Dies wird unter Punkt 1.4.2 der planungs-
rechtlichen Festsetzungen auch entspre-
chend geregelt. 

Hinsichtlich der erforderlichen Über-
schreitung der maximalen Gebäudehöhe 
zur Ermöglichung der 3 m hohen Lüf-
tungsschächte sollte unter Punkt 1.1.3 
der planungsrechtlichen Festsetzungen 
noch eine entsprechende Ergänzung ge-
troffen werden. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Überschrei-
tungsmöglichkeit der max. zulässigen Gebäudehö-
hen um 3 m wird in die planungsrechtlichen Fest-
setzungen aufgenommen. 

A.1.6 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Begründung 
wird zu gegebener Zeit auf den aktuellen Stand des 
Abwägungsergebnisses gebracht. 

A.1.7 Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Verfahren und zu gegebener Zeit um 
Übermittlung einer Ergebnismitteilung zu 
den von uns ggf. vorgetragenen Anre-
gungen. Sofern zur Offenlage noch An-
regungen oder Einwendungen eingegan-
gen sind, sollten die Absender über das 
Ergebnis der Behandlung ihrer Anregun-
gen im Rahmen der Abwägung schriftlich 
möglichst unmittelbar nach dem Sat-
zungsbeschluss unterrichtet werden. 

Zu gegebener Zeit werden die Absender über das 
Ergebnis der Behandlung ihrer Anregungen im 
Rahmen der Abwägung schriftlich nach dem Sat-
zungsbeschluss unterrichtet. 
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1.8 Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens 
um Übersendung einer ausgefertigten 
Planfassung des Bebauungsplanes. Da-
bei sollten alle Bestandteile des Planes 
ausgefertigt sein, sofern diese nicht zu 
einer Urkunde verbunden sind. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird eine ausge-
fertigte Planfassung des Bebauungsplans über-
sandt. Dabei werden alle Bestandteile des Plans 
ausgefertigt, sofern diese nicht zu einer Urkunde 
verbunden sind. 

A.1.9 Zum Aufbau einer Geodateninfrastruktur 
beim Landratsamt Breisgau-
Hochschwarzwald bitten wir um Über-
sendung der Planunterlagen in digitaler 
Form möglichst im Raster- (tif, tfw und 
pdf) als auch in Vektorformat (bevorzugt: 
shape; alternativ: dxf, dwg) an die E-Mail-
Adresse gis@lkbh.de. 

Die digitalen Datensätze benötigen wir 
erst nach Eintritt der Rechtswirksamkeit 
der Pläne und immer ergänzend(!) zur 
Papierfassung. Die digitalen Unterlagen 
sollten mindestens das Datum der Aus-
fertigung und der Rechtswirksamkeit, das 
Papierformat immer auch noch die Unter-
schrift des Bürgermeisters enthalten. Zur 
Möglichkeit die Pläne einzuscannen ver-
weisen wir auf unser Schreiben vom 
30.06.2014. 

Zum Aufbau einer Geodateninfrastruktur beim LRA 
Breisgau-Hochschwarzwald werden die Planunter-
lagen im gewünschten Format und den entspre-
chenden Vermerken übersandt. 

A.1.10 Eine Mehrfertigung des Planes (Flächen-
nutzungsplan, Bebauungsplan oder Än-
derungssatzung) ist nach Abschluss auch 
dem Raumordnungskataster beim Regie-
rungspräsidium Freiburg, Referat 21, Bis-
sierstraße 7, D-79114 Freiburg i. Br. (z.H. 
Herrn Dipl. -Geol. Peter Schneider Tel.: 
208-4692) zu übersenden. 

Eine Mehrfertigung des Bebauungsplanes wird 
nach Abschluss des Verfahrens auch dem Raum-
ordnungskataster beim RP Freiburg, Referat 21 
übersandt. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

Rechtliche Vorgaben aufgrund fach-
gesetzlicher Regelungen, die im Regel-
fall nicht überwunden werden können: 

 

A.2.1 Gemäß den vorliegenden Unterlagen wird 
der Bebauungsplan (BPL) im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB auf-
gestellt. Ein naturschutzrechtlicher Aus-
gleich ist für diese Änderung nicht erfor-
derlich. Die naturschutzrechtlichen Be-
lange (insbesondere Artenschutz) sind 
dennoch in der Abwägung nach § 1 Abs. 
7 BauGB zu berücksichtigen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.2.2 Artenschutz 

In dem vorliegenden BPL-Verfahren ist 
der strenge Artenschutz mit Vorkommen 
von Reptilien (Mauereidechsen), Vögeln 
und Fledermäusen relevant. Der geplante 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 
Bau eines Parkhauses im Zusammen-
hang mit der Landesgartenschau im Jahr 
2022 im Bereich einer Grünfläche bzw. 
eines kleinen Parks im Kreuzungsbereich 
zweier Straßen führt zu Beein-
trächtigungen der o.g. europarechtlich 
streng geschützten Arten bzw. Arten-
gruppen, die durch entsprechende Maß-
nahmen zur Vermeidung und Minimie-
rung sowie durch Umsetzung von CEF-
Maßnahmen zu bewältigen sind. Die ar-
tenschutzrechtliche Relevanz, die Unter-
suchungserfordernisse sowie die not-
wendigen Maßnahmen zur Bewältigung 
des Artenschutzes wurden im Vorfeld mit 
der unteren Naturschutzbehörde abge-
stimmt. Die Ergebnisse und die daraus 
resultierenden Vermeidungs- und CEF-
Maßnahmen der artenschutzrechtlichen 
Prüfungen sind aus fachlicher Sicht plau-
sibel. 

A.2.2.1 Vögel (Büro IFÖ) 

Mit Berücksichtigung des im Gutachten 
und Umweltbericht angegebenen Zeit-
raumes für die Fällung bzw. Rodung der 
Gehölze (Anfang Oktober bis Ende Feb-
ruar) sowie mit Anbringung der genann-
ten Nistkästen bzw. Halbhöhlen am an-
grenzenden „Wuhrlochweiher" (2 Halb-
höhlen für den „Hausrotschwanz", 2 Käs-
ten für die „Blaumeise", 2 Kästen für die 
„Kohlmeise" und 1 Kasten für den „Baum-
läufer") können artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände vermieden werden. 
Die Anbringung der Nistkästen ist von ei-
nem Vogelexperten anzuleiten. Die Käs-
ten sind jährlich im Spätsommer zu reini-
gen. Die genaue Lage der Vogelkästen 
ist in einen Plan einzutragen und der un-
teren Naturschutzbehörde vorzulegen. 

Wird berücksichtigt. 

Die Anbringung der Nistkästen wird von einem 
Vogelexperten angeleitet. Die Kästen werden jähr-
lich im Spätsommer gereinigt. Die genaue Lage der 
Vogelkästen wird in einen Plan eingetragen und 
der unteren Naturschutzbehörde entsprechend 
vorgelegt. 

A.2.2.2 Fledermäuse (Büro FrlnaT) 

Gemäß der vorliegenden artenschutz-
rechtlichen Prüfung sind als Ersatz für 
wegfallende Einzel- und Paarungsquartie-
re 10 Fledermauskästen (Flachkästen 
und/oder Rundkästen) als vorauslaufende 
CEF-Maßnahme im Umfeld des „Kronen-
rain" bis spätestens Ende März anzubrin-
gen. Das Anbringen der Fledermauskäs-
ten ist von einem Fledermausexperten 
anzuleiten. Die Fledermauskästen sind 
einmal jährlich im Winter zu kontrollieren 
und bei Bedarf zu reinigen. Sollten Rund-
kästen gewählt werden, sind diese über 
10 Jahre einer jährlichen Reinigung zu 

Wird berücksichtigt. 

Die Nistkästen werden unter fachlicher Anleitung 
rechtzeitig im Winterhalbjahr bis spätestens Ende  
März an geeigneten Habitatbäumen angebracht. 

Das Anbringen der Fledermauskästen wird von 
einem Fledermausexperten angeleitet. Die Fleder-
mauskästen werden einmal jährlich im Winter kon-
trolliert und bei Bedarf gereinigt. Rundkästen wer-
den über 10 Jahre einer jährlichen Reinigung un-
terzogen. Die genaue Lage der Fledermauskästen 
wird in einem Plan gekennzeichnet und der unteren 
Naturschutzbehörde zur Kenntnis gegeben. 
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 
unterziehen. Die genaue Lage der Fle-
dermauskästen ist ebenfalls in einem 
Plan zu kennzeichnen und der unteren 
Naturschutzbehörde zur Kenntnis zu ge-
ben. 

Als geeignetster Zeitpunkt für die Fällung 
und Rodung der potentiellen Quartier-
bäume wird im Gutachten der Zeitraum 
von Anfang Oktober bis Ende November 
genannt inklusive vorheriger Kontrolle auf 
Fledermausbesatz durch einen Sachver-
ständigen.  

Sofern Fällungen außerhalb dieses Zeit-
raumes durchgeführt werden müssen, 
sind gegebenenfalls erweiterte Schutz-
maßnahmen gemäß dem vorliegenden 
Gutachten (siehe Seite 16 oben) erforder-
lich (z.B. Fällung zwischen Anfang De-
zember und Ende Februar nach vorheri-
ger Kontrolle auf Fledermausbesatz und 
Begleitung durch Fledermaus-
Sachverständigen; keine Fällung, wenn 
überwinternde Fledermäuse gefunden 
werden bzw. erst nachdem die Tiere den 
Baum selbstständig verlassen haben + 
weitere Baumkontrolle). 

Die Bebauungsvorschriften bzw. Hinwei-
se sind unter Ziffer 3.2 (Rodung von Ge-
hölzen) hinsichtlich der o.g. aufgeführten 
Erläuterungen für Fledermäuse auszudif-
ferenzieren bzw. der Hinweis Ziffer 3.2 
entsprechend zu erweitern (Bauzeitenbe-
schränkung). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Bebauungsvorschriften bzw. Hinweise unter 
Ziffer 3.2 (Rodung von Gehölzen) werden hinsicht-
lich der o.g. aufgeführten Erläuterungen für Fle-
dermäuse ausdifferenziert bzw. der Hinweis Ziffer 
3.2 entsprechend erweitert (Bauzeitenbeschrän-
kung). 

A.2.2.3 Mauereidechsen (Büro FrlnaT) 

Es wurde eine kleine Population der 
Mauereidechse im Gebiet „Kronenrain" 
nachgewiesen. Da in diesem Bereich kei-
ne Ersatzquartiere/-Iebensräume ge-
schaffen werden können, sind entspre-
chende Habitate an einem anderen Ort 
herzustellen und die Tiere durch mehrma-
liges Absammeln umzuquartieren. Da das 
im Gutachten des Büros FrlnaT als mög-
liches Ersatzquartier beleuchtete Habitat 
bereits von einer Mauereidechsenpopula-
tion belegt war, wurde im Frühjahr 2019 
ein neues (zusätzliches) ca. 200 m² gro-
ßes Ersatzhabitat auf dem Grundstück 
FIst.Nr. 4533/8 der Gemarkung Neuen-
burg (nahe gelegener Lärmschutzwall) 
angelegt. Die Maßnahme soll als natur-
schutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme 
für den Bebauungsplan „Rheingärten" 
angerechnet werden.  

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Das Absammeln der Eidechsen auf der 
Eingriffsfläche darf nur in den Monaten 
März/April bzw. August/September von 
einem sachkundigen Spezialisten durch-
geführt werden. Nach dem Absammeln 
sind die potentiellen Versteckmöglichkei-
ten umgehend zu entfernen. Die Umsied-
lung ist begleitend zu dokumentieren und 
die Dokumentation der unteren Natur-
schutzbehörde vorzulegen. 

Ein erstes Absammeln der Eidechsen und die Um-
siedlung in das neu angelegte Reptilienbiotop ha-
ben bereits stattgefunden. Im August/September 
soll erneut abgesammelt werden, damit die restli-
chen Eidechsen v.a. Jungtiere umgesiedelt werden 
können. 

Die Umsiedlung wird begleitend dokumentiert und 
nach Abschluss der Arbeiten als Bericht der unte-
ren Naturschutzbehörde vorgelegt. 

A.2.3 Rechtliche Sicherung 

Die Vogel- und Fledermauskästen im Be-
reich des „Wuhrlochweihers" (FIst.Nr. 
4533) sowie das Ersatzhabitat für die 
Mauereidechsen (FIst.Nr. 4533/8) sind 
über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag 
zwischen der Stadt Neuenburg und der 
unteren Naturschutzbehörde zu sichern. 
Der Vertrag ist mindestens 2 Wochen vor 
Satzungsbeschluss bei der unteren Na-
turschutzbehörde zur fachlichen und 
rechtlichen Prüfung einzureichen. Diesem 
ist ein Lageplan mit Eintrag der konkreten 
Standorte der Vogel- und Fledermaus-
kästen beizufügen. 

 

Wird berücksichtigt. 

Zur Sicherung der externen Ausgleichsmaßnah-
men wird ein öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen 
der Stadt Neuenburg am Rhein und der unteren 
Naturschutzbehörde abgeschlossen. 

Der Vertragsentwurf wird mit allen erforderlichen 
Anlagen rechtzeitig der unteren Naturschutzbehör-
de vorgelegt.  

Ein Lageplan mit den konkreten Standorten der 
Vogel- und Fledermauskästen wird der unteren 
Naturschutzbehörde nach dem Aufhängen der 
Kästen zugesandt. 

A.2.4 Kompensationsverzeichnis 

Gemäß § 18 Abs. 2 Naturschutzgesetz 
übermitteln die Gemeinden die erforderli-
chen Angaben nach § 17 Abs. 6 Satz 2 
BNatSchG (Angaben zur Aufnahme in 
das Kompensationsverzeichnis, 
KompVZ), wenn Flächen oder Maßnah-
men zum Ausgleich im Sinne des § 1a 
Abs. 3 BauGB in einem Bebauungsplan 
festgesetzt sind oder Maßnahmen auf 
von der Gemeinde bereitgestellten Flä-
chen durchgeführt werden. Soweit diese 
Maßnahmen außerhalb des Eingriffsbe-
bauungsplans liegen, sind diese in das 
KompVZ aufzunehmen. 

Hierfür steht den Gemeinden ein Zugang 
zu den bauplanungsrechtlichen Abteilun-
gen der Webanwendung „Kompensati-
onsverzeichnis & Ökokonto Baden-
Württemberg"- unter 
http://www.lubw.bwl.de/servlet/is/71791/ » 
Zugang Kommune (Bauleitplanung) zur 
Verfügung. Über diese Webanwendung 
sind die externen Ausgleichsmaßnahmen 
in das bauleitplanerische Kompensati-
onsverzeichnis aufzunehmen. Die Eintra-
gung in das bauleitplanerische Kompen-
sationsverzeichnis kann auch durch das 

Wird berücksichtigt. 

Außerhalb des Eingriffsbebauungsplans liegende 
Maßnahmen werden in das Kompensationsver-
zeichnis entsprechend aufgenommen. 

Die untere Naturschutzbehörde wird nach Eintrag 
der externen Ausgleichsmaßnahmen in das Kom-
pensationsverzeichnis entsprechend benachrich-
tigt. 
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 
hierzu von der Gemeinde beauftragte 
Planungsbüro erfolgen. Hierzu ist es 
möglich, dass ein Planungsbüro ebenfalls 
den Gemeinde-Zugang nutzt und sich un-
ter http://rips-dienste.lubw.baden-
wuerttemberg.de/rips/eingriffsregelung/ 
apps/loqin.aspx?servicelD=33 für einen 
persönlichen Zugang für eine bestimmte 
Gemeinde registriert. Vor der Registrie-
rung eines Planungsbüros bedarf es hier-
zu einer formlosen Zustimmung durch die 
Gemeinde zu dieser Registrierung per E-
Mail an die LUBW. 

Nach Eintragung der externen Aus-
gleichsmaßnahmen in die bauplanungs-
rechtliche Abteilung des Kompensations-
verzeichnisses ist der unteren Natur-
schutzbehörde hiervon Nachricht zu ge-
ben. 

Auf Flächen, die der Kompensation von 
Eingriffen dienen und in das Kompensati-
onsverzeichnis eingetragen werden, dür-
fen dauerhaft keine Fördergelder aus Ag-
rarumweltprogrammen (z.B. FAKT/LPR) 
beantragt und in Anspruch genommen 
werden. Dies gilt auch für jeden zukünfti-
gen Bewirtschafter der Fläche. Die unzu-
lässige Förderung könnte für den Antrag-
steller ansonsten Rückzahlungen und 
Sanktionen zur Folge haben. Die Be-
wirtschafter oder Pächter dieser Flächen 
sind hierüber in Kenntnis zu setzten. 

In den zur Sicherung der plangebietsex-
ternen Maßnahmen zu vereinbarenden 
öffentlich-rechtlichen Vertrag sollte ein 
entsprechender Hinweis auf die o.a. Ver-
pflichtungen aufgenommen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nach Eintragung der externen Ausgleichsmaß-
nahmen in die bauplanungsrechtliche Abteilung 
des Kompensationsverzeichnisses wird der unteren 
Naturschutzbehörde hiervon Nachricht gegeben. 

 
Wird berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 
In den zur Sicherung der plangebietsexternen 
Maßnahmen zu vereinbarenden öffentlich-
rechtlichen Vertrag wird ein entsprechender Hin-
weis auf die o.a. Verpflichtungen aufgenommen. 

A.2.5 Überlagerung BPL „Kronenrain" mit 
BPL „Ortsmitte II" vom 15.08.2003 

Mit der vorliegenden Planung wird die na-
turschutzrechtliche Ausgleichskonzeption 
des bisherigen Bebauungsplanes in ei-
nem Teilbereich geändert. Durch diese 
Änderung werden auf einer Fläche zu-
künftig Eingriffe zugelassen, die nach der 
bisherigen Zweckbestimmung dem natur-
schutzrechtlichen Ausgleich gedient hat. 
Die Eingriffe haben Auswirkungen auf 
den räumlichen Geltungsbereich des 
neuen Plans sowie auf den fortbestehen-
den Teil des ursprünglichen Plans. Aus-
gleichsflächen erfüllen ihren Zweck nur 
dann, wenn sie auf Dauer erhalten blei-
ben. Die Inanspruchnahme einer Aus-

 

 
Der bestehende Bebauungsplan „Ortsmitte II“ wur-
de hinsichtlich der Anregung des Naturschutzes 
geprüft. Es ist jedoch nicht erkennbar, inwiefern der 
vorliegende Bebauungsplan „Kronenrain“ in eine 
naturschutzrechtliche Ausgleichskonzeption ein-
greift. Der Bebauungsplan „Ortsmitte II“ setzt in 
diesem Bereich bereits sehr weitgehend Bauflä-
chen in Form einer Tiefgarage mit darüber liegen-
dem verkehrsberuhigten Bereich sowie Mischge-
biete fest. Im gesamten Geltungsbereich des Be-
bauungsplans „Kronenrain“ sind im früheren Be-
bauungsplan weder Ausgleichsflächen noch 
Pflanzgebote festgesetzt. Es befinden sich lediglich 
Verkehrsflächen zwischen öffentlichen Straßen und 
der TGA-Fläche, die in verkleinerter Form beibehal-
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gleichsfläche ist deswegen nicht ausge-
schlossen, in diesem Fall ist aber im All-
gemeinen an anderer Stelle ein Ausgleich 
zu schaffen (vgl. BVerwG, Beschluss v. 
31.01.2006, NVwZ 2006, 823). 

Im Anwendungsbereich des § 13a 
BauGB wird dieser Grundsatz gelockert. 
Die Inanspruchnahme einer Ausgleichs-
fläche ("ob") sowie deren Ausgleich 
("wie") sind im Rahmen der Abwägung zu 
berücksichtigen. Bei der neuen Planung 
ist die gesamte Abwägungslage erneut 
vor dem Hintergrund zu betrachten, dass 
die zu ändernden oder aufzuhebenden 
Festsetzungen bisher eine spezifische 
Ausgleichsfunktion hatten. In der Fachli-
teratur (vgl. Schink, Innenentwicklung und 
Eingriffsausgleich, BauR 2013, 868) wird 
vertreten, dass ein völliges oder teilwei-
ses "Wegwägen" der ursprünglichen 
Ausgleichsverpflichtung nur bei beson-
ders gravierenden entgegenstehenden 
städtebaulichen Gründen möglich sei. Für 
die Inanspruchnahme von bisherigen 
Ausgleichsflächen und soweit kein bzw. 
kein gleichwertiger Ausgleich für deren 
Inanspruchnahme erfolgt, sind -mit Blick 
auf die Ausgleichskonzeption des ur-
sprünglichen Bebauungsplanes- die be-
sonderen Gründe darzulegen. Ansonsten 
könnte die Aufhebung oder Änderung be-
stehender Festsetzungen zum Zwecke 
des Ausgleichs abwägungsfehlerhaft 
sein. 

ten werden sollen, aber aus genannten Gründen 
derzeit nicht dargestellt werden können (Siehe 
Ziffer A.2.6).  

Die allgemeinen Begrünungsfestzungen (1 Baum je 
300 m² Baugrundstücke) beziehen sich auf die 
privaten Baugrundstücke und logischerweise nicht 
auf die Tiefgarage. Die einzigen im BPL „Ortsmitte 
II“ zeichnerisch festgesetzten Pflanzgebote befin-
den sich auf der Südseite der Straße im Kronen-
rain. Diese befinden sich jedoch nicht im Geltungs-
bereich des BPL „Kronenrain“ und sind daher nicht 
tangiert.  

Im Ergebnis ist daher nicht ersichtlich, inwiefern der 
vorliegende Bebauungsplan in die naturschutz-
rechtliche Ausgleichskonzeption des bisherigen 
Bebauungsplans eingreifen sollte.  

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage: 

 

A.2.6 Gemäß den Empfehlungen des Gutach-
tens IFÖ sollte - dort wo möglich - eine 
Eingrünung vorgenommen werden (teil-
weiser Ersatz für die entfallenden Gehöl-
ze bzw. für die entfallende öffentliche 
Grünfläche). Laut den Unterlagen ist ein 
Grünstreifen als Verkehrsgrün zwischen 
dem Parkhaus und dem geplanten Kreis-
verkehr vorgesehen. Allerdings ist dieser 
Grünstreifen weder in den Festsetzungen 
benannt noch im zeichnerischen Teil dar-
gestellt. 

Wie in der Begründung in Ziffer 6.1 dargelegt war 
die Festsetzung der Grünstreifen zwischen Stra-
ßenfläche und Parkhaus in den ersten Entwürfen 
vorgesehen, musste aber aufgrund der Abstim-
mung mit den Straßenplanern zur Offenlage her-
ausgenommen werden. Ursächlich hierfür ist die 
noch nicht abgeschlossene Planung für den Kreis-
verkehr. Die Verkehrsplaner können zum jetzigen 
Zeitpunkt die genaue Lage des Fahrbahnrands   
noch nicht definieren. Um hier flexibel zu sein, wur-
de vereinbart die gesamte Fläche zwischen der 
Baugrenze des Parkhauses und dem Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans als öffentlichen Ver-
kehrsfläche festzusetzen, auch wenn später in der 
Ausführung die nicht benötigten Flächen als Grün-
flächen (Verkehrsgrün) angelegt werden sollen.  
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A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser, Boden, 
Altlasten 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage: 

 

A.3.1 Bodenschutz / Altlasten  

A.3.1.1 Allgemeine Bestimmungen: 

1. Bei Baumaßnahmen ist darauf zu ach-
ten, dass nur so viel Mutterboden ab-
geschoben wird, wie für die Erschlie-
ßung des Baufeldes unbedingt not-
wendig ist. Unnötiges Befahren oder 
Zerstören von Mutterboden auf ver-
bleibenden Freiflächen ist nicht zuläs-
sig. 

2. Bodenarbeiten sollten grundsätzlich 
nur bei schwach feuchtem Boden 
(dunkelt beim Befeuchten nach) und 
bei niederschlagsfreier Witterung er-
folgen. 

3. Ein erforderlicher Bodenabtrag ist 
schonend und unter sorgfältiger Tren-
nung von Mutter- und Unterboden 
durchzuführen. 

4. Bei Geländeaufschüttungen innerhalb 
des Baugebietes, z.B. zum Zwecke 
des Massenausgleichs, der Gelände-
modellierung usw. darf der Mutterbo-
den des Urgeländes nicht überschüttet 
werden, sondern ist zuvor abzuschie-
ben. Für die Auffüllung ist ausschließ-
lich Aushubmaterial (Unterboden) zu 
verwenden. 

5. Die Bodenversiegelung durch Neben-
anlagen ist auf das unabdingbare Maß 
zu beschränken, womöglich sind 
Oberflächenbefestigungen durchlässig 
zu gestalten. Zur Befestigung von Gar-
tenwegen, Garageneinfahrten, Stell-
plätzen usw. werden Rasengittersteine 
oder Pflaster mit groben Fugen emp-
fohlen. 

6. Anfallender Bauschutt ist ordnungs-
gemäß zu entsorgen; er darf nicht als 
An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, 
Baugruben, Arbeitsgraben usw.) be-
nutzt werden. 

7. Bodenbelastungen, bei denen Gefah-
ren für die Gesundheit von Menschen 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Hinweise der 
unteren Bodenschutzbehörde werden in die Be-
bauungsvorschriften als Hinweise aufgenommen. 
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oder erhebliche Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes nicht ausge-
schlossen werden können, sind der 
Unteren Bodenschutzbehörde zu mel-
den. 

A.3.1.2 Bestimmungen zur Verwendung und Be-
handlung von Mutterboden: 

1. Ein Überschuss an Mutterboden soll 
nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in 
Anspruch genommenen Flächen ver-
wendet werden. Er ist anderweitig zu 
verwenden (Grünanlagen, Rekultivie-
rung, Bodenverbesserungen oder 
wiederverwertbar auf geeigneten (ge-
meindeeigenen) Flächen in Mieten 
zwischenzulagern). 

2. Für die Lagerung bis zur Wiederver-
wertung ist der Mutterboden maximal 
2 m hoch locker aufzuschütten, damit 
die erforderliche Durchlüftung gewähr-
leistet ist. 

3. Vor Wiederauftrag des Mutterbodens 
sind Unterbodenverdichtungen durch 
Auflockerung bis an die wasserdurch-
lässige Schicht zu beseitigen, damit 
ein ausreichender Wurzelraum für die 
Bepflanzung und eine flächige Versi-
ckerung von Oberflächenwasser ge-
währleistet sind. 

4. Die Auftragshöhe soll 20 cm bei Grün-
anlagen und 30 cm bei Grabeland 
nicht überschreiten. 

 

 
Die Anregung wird berücksichtigt. Die Hinweise der 
unteren Bodenschutzbehörde werden in die Be-
bauungsvorschriften als Hinweise aufgenommen. 

A.3.2 Wasserversorgung / Grundwasser-
schutz 

Bei der Planung der Niederschlagswas-
serbeseitigung ist die Lage im fachtech-
nisch abgegrenzten Wasserschutzgebiet 
Zone IIIB der Stadt Neuenburg für den 
Tiefbrunnen II Grießheim zu berücksichti-
gen und die entsprechend erhöhten An-
forderungen sind einzuhalten. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis auf die 
Lage im fachtechnisch abgegrenzten Wasser-
schutzgebiet ist bereits enthalten und wird entspre-
chend der Anregung noch ergänzt.  

A.3.3 Abwasserbeseitigung, Regenwasser-
behandlung 

Im Punkt 13 der Begründung wird das 
Thema Niederschlagswasserbeseitigung 
dargestellt. Laut der Begründung sind die 
genaue Art und Weise der Nieder-
schlagswasserbeseitigung derzeit noch 
unklar. Es werden zwei mögliche Varian-
ten (Einleitung ins Wuhrloch oder Ver-
sickerung) dargestellt. Für beide Varian-
ten sind die erhöhten Anforderungen für 

Wird zur Kenntnis genommen. Inzwischen hat sich 
die Stadt für eine Variante entschieden und sich 
auf eine Einleitung ins Wuhrloch festgelegt. Durch 
eine vorgesehene Regenwasserbehandlung wer-
den die erhöhten Anforderungen eingehalten. De-
tails zur Entwässerung sind im entsprechenden 
Wasserrechtsantrag zur Entwässerung der Fläche 
über dem Parkhaus zu klären, der parallel zum 
Bauantrag eingereicht wird. 
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die Einleitung in ein Wasserschutzgebiet 
zu beachten. Wie im Punkt 13 beschrie-
ben wird derzeit parallel mit dem Ingeni-
eurbüro Bölk und Gantner die Entwässe-
rung erarbeitet. 

Für den Bebauungsplan kann festgehal-
ten werden, dass eine „schadlose" Ent-
wässerung prinzipiell möglich ist. Aller-
dings sind derzeit die Details noch unklar. 
Aus Gründen der Rechtsklarheit möchten 
wir daher auf das Urteil des bayrischen 
VGH vom 13.04.2018 (Aktenzeichen: 9 
NE 17.1222) hinweisen. Nach dem Urteil 
muss einer Planung eine Erschließungs-
konzeption zugrunde liegen, nach der das 
im Plangebiet anfallende Niederschlags-
wasser so beseitigt werden kann, dass 
Gesundheit und Eigentum der Planbe-
troffenen diesseits und jenseits der Plan-
grenzen keinen Schaden nehmen. Der 
entsprechende Wasserrechtsantrag zur 
Entwässerung des Parkhauses muss da-
her spätestens zum Zeitpunkt des Bauan-
trages eingereicht werden. 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. Die schadlose Ent-
wässerung ist möglich. Details der Entwässerung 
sind im entsprechenden Wasserrechtsantrag zur 
Entwässerung des Parkhauses zu klären, der da-
her parallel zum Bauantrag eingereicht werden 
muss. 

 

A.3.4 Oberflächengewässer / Gewässeröko-
logie / Hochwasserschutz 

Der Bebauungsplan Kronenrain hat keine 
unmittelbare Auswirkung auf den Belang 
Oberflächengewässer. Zwar befindet sich 
in unmittelbarer Nähe der Klemmbach, 
der hier verdolt verläuft und erst kurz vor 
seiner Mündung zum Wuhrloch wieder of-
fen geführt wird. Dessen Verlauf ist in den 
Plänen enthalten. Da an verdolten Ge-
wässern keine Gewässerrandstreifen zu 
berücksichtigen sind und der verdolte 
Bachverlauf nicht überbaut wird, sehen 
wir hier keinen wesentlichen Konflikt. 

Im Punkt 13 der Begründung wird als Op-
tion ausgeführt, dass das im Bebauungs-
planbereich Kronenrain anfallende Nie-
derschlagswasser in das Wuhrloch abge-
leitet werden soll. Als Alternative steht ei-
ne Versickerung zur Debatte. 

Gegen eine Einleitung in das Stillgewäs-
ser Wuhrloch werden keine grundsätzli-
chen Bedenken vorgetragen. Vorausset-
zung ist allerdings, dass nur Schadstoff- 
und schwebstofffreies Wasser eingeleitet 
werden darf. Dementsprechend wäre im 
Vorfeld eine ausreichende Reinigung 
bzw. Vorbehandlung des Wassers vorzu-
sehen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die geplante RW-
Behandlung, die im Wasserrechtsantrag detailliert 
dargestellt wird, gewährleistet eine schadstoff- und 
schwebstofffreie Einleitung. 
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A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage: 

 

A.4.1 Es wurde richtig erkannt, dass die Emis-
sionen der Fahrzeugabgase und Lärm, 
ausgehend vom Parkhaus zu einem Nut-
zungskonflikt mit der Nachbarschaft füh-
ren könnten. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.4.2 Das Gutachten des Ingenieurbüros 
Fichtner WT Projekt Nr. 612-2279 vom 
April 2019 untersucht die zu erwartende 
Lärmsituation. Der Gutachter kommt zum 
Ergebnis, dass beim Regelbetrieb des 
Parkhauses es zu Überschreitungen des 
Immissionsrichtwertes der TA Lärm in der 
Nachbarschaft kommen würde. Ursäch-
lich sind die Schallabstrahlungen aus den 
Lüftungsschächten auf dem Dach des 
projektierten Parkhauses. Der Gutachter 
hat die maximale Schallabstrahlung defi-
niert, welche die Schächte haben dürfen 
(Seite 22). Dieses Problem ist technisch 
lösbar und kann auf der Ebene des Bau-
genehmigungsverfahrens bearbeitet wer-
den. Der Gutachter hat auf Seite 22 bei-
spielhafte Maßnahmen aufgeführt. Im 
Bauantrag ist daher nachzuweisen, dass 
die auf Seite 22 des o.a. Gutachtens an-
gegebenen Schallleistungen unterschrit-
ten werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Nachweis, dass 
die im Gutachten angegebenen Schallleistungen 
unterschritten werden, hat im Bauantrag zu erfol-
gen. 

 

A.4.3 Ein gewisser Zielkonflikt besteht dahin-
gehend, dass aus gestalterischen Grün-
den auf kaminartige Entlüftungsschächte 
verzichtet werden soll. Andererseits ist 
eine bestimmte Höhe jedoch die Voraus-
setzung, dass sich keine unzulässigen 
Konzentrationen von Abgasen auf der 
begehbaren Plattform bilden können. 
Dieser Konflikt ist nach unserer Erfahrung 
lösbar und sollte ebenfalls auf der Ebene 
des Baugenehmigungsverfahrens bear-
beitet werden. Erforderlichenfalls wäre 
durch eine Ergänzung des Gutachtens 
Projekt-Nr. 18-02-20-FR des Institutes 
iMA vom 26. April 2019 nachzuweisen, 
dass die Richtwerte der 39. BlmSchV si-
cher eingehalten werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wie von der Bau-
rechtsbehörde angeregt, wird in die Bebauungs-
vorschriften eine Überschreitungsmöglichkeit für 
die Höhe baulicher Anlagen aufgenommen, so 
dass die 3 m hohen Abluftschächte prinzipiell mög-
lich wären. Unabhängig davon sollen im Rahmen 
des Bauantrags aus städtebaulichen Gründen Lö-
sungen gefunden werden, so dass diese Abluft-
schächte vermieden werden können, beispielswei-
se, wie in den Bebauungsvorschriften bereits vor-
gesehen, durch Vermeidung von Aufenthaltszonen 
im Bereich der Schächte. 

A.4.4 Für Rückfragen steht Ihnen die Gewer-
beaufsicht selbstverständlich zur Verfü-
gung. 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- u. Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage: 

 

A.5.1 Die Löschwasserversorgung wird ent-
sprechend dem Arbeitsblatt W 405 des 
DVGW in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 
FwG, § 2 Abs. 5 LBOAVO) festgelegt. 

Für die geplante Sondernutzung Park-
haus ist eine Löschwasserversorgung 
von mind. 96 m³/Stunde über einen Zeit-
raum von 2 Stunden sicherzustellen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Für den Bereich 
Kronenrain wurde am 23. April 2018 durch die 
Technischen Dienste der Stadt Neuenburg am 
Rhein einen Löschwasserversuch durchgeführt. 
Unter anderem beim Unterflurhydranten Kreisver-
kehr Schlüsselstr./Breisacher Straße (2077 l/min) 
und beim Unterflurhydranten bei Schlüsselstraße 4 
(1780 l/min). Beide Hydranten befinden sich im 300 
m Umkreis des Parkhauses. Es wurde der Nach-
weis erbracht, dass der Grundschutz von 1600 
l/min gegeben ist. 

 

A.5.2 Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser jederzeit leicht 
möglich ist. Als Grundlage sind die 
DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 
zu beachten. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.5.3 Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungs-
geräte der Feuerwehr sind nach den Vor-
gaben der VwV - Feuerwehrflächen aus-
zuführen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Zufahrt und Aufstell-
flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr sind im 
Rahmen des Bauantrags nachzuweisen. 

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage: 

 

A.6.1 Landwirtschaftliche Belange sind weder 
durch den Bebauungsplan „Kronenrain" 
noch die externen CEF-Maßnahme auf 
Flst. 4533/8 Gemarkung Neuenburg be-
troffen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.6.2 Sollten sich im weiteren Planungsverlauf 
Änderungen bezüglich externen Kom-
pensationsmaßnahmen ergeben, gelten § 
15 (3) BNatSchG (Berücksichtigung ag-
rarstruktureller Belange) und § 15 (6) 
NatSchG (frühzeitige Einbindung der zu-
ständigen Landwirtschaftsbehörde bei In-
anspruchnahme landwirtschaftlicher Flä-
chen). 

Wird zugesichert. 

Es ergaben sich keine Änderungen hinsichtlich der 
externen Kompensationsmaßnahmen. 
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A.7 Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 01.07.2019) 

Beabsichtigte eigene Planungen und 
Maßnahmen, die den Plan berühren 
können, mit Angabe des Sachstandes 

 

A.7.1 Auf den Abschnitt Grundwasser (nachfol-
gend Ziffer A.7.5) wird verwiesen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Hinweise, Anregungen oder Bedenken  

A.7.2 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das 
Plangebiet ein ingenieurgeologisches 
Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten 
oder geotechnischer Bericht vorliegt, lie-
gen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 

Andernfalls empfiehlt das LGRB die 
Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungsplan: 

Nach dem geologischen Basisdatensatz 
des LGRB bilden im Plangebiet holozäne 
Talauenschotter der Neuenburg-
Formation unbekannter Mächtigkeit den 
oberflächennahen Baugrund. 

Ein ausreichender, nach geotechnischen 
Kriterien zu bemessender Sicherheitsab-
stand zwischen der im Osten bzw. östlich 
des Plangebiets verlaufenden Böschung 
und einer Bebauung sollte eingehalten 
werden. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung) werden objektbezoge-
ne Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-
vates Ingenieurbüro empfohlen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Ein Hinweis zur 
Geotechnik war bereits in den Bebauungsvorschrif-
ten enthalten. Er wird entsprechend der nun vorlie-
genden Stellungnahme ergänzt. 

A.7.3 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  



Stadt Neuenburg am Rhein Stand: 16.09.2019 
Bebauungsplan „Kronenrain“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 18 von 29 
 
 

19-09-16 Abwägung Offenlage (19-09-04).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.7.4 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus roh-
stoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubrin-
gen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.7.5 Grundwasser 

Auf die Lage des Plangebietes innerhalb 
des fachtechnisch abgegrenzten Wasser-
schutzgebiets für die Fassung TB Grieß-
heim II (hier Zone III B) wird im Fachbei-
trag zu den Belangen des Umweltschut-
zes hingewiesen. Weitere, die o.a. Aus-
führungen ergänzende Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken sind aus hydro-
geologischer Sicht zum Planungsvorha-
ben nicht vorzubringen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.7.6 Bergbau 

Gegen die Planung bestehen von berg-
behördlicher Seite keine Einwendungen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.7.7 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.7.8 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht 
über die am LGRB vorhandenen Bohrda-
ten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen wer-
den. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser 
Geotop-Kataster, welches im Internet un-
ter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-
dung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) 
abgerufen werden kann. 

Entsprechende Hinweise werden ergänzend in die 
Bebauungsvorschriften aufgenommen. 

A.8 Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung Straßenwesen und Verkehr 
(Schreiben vom 10.07.2019) 

A.8.1 Die Abteilung 4 (ausgenommen Ref. 46) - 
Straßenwesen und Verkehr - des Regie-
rungspräsidiums Freiburg als Straßen-
baubehörde für Autobahnen, Bundes- 
und Landesstraßen nimmt zu dem o. g. 
Bebauungsplan nur Stellung im Hinblick 
auf Planungs- und Ausbauabsichten so-
wie zu Belangen der Straßenbaugestal-
tung im Zuge dieser Verkehrswege. 

Die B 378 grenzt im Westen an das o.g. 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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Bebauungsplangebiet an, unsere Belan-
ge sind von dem Vorgang daher berührt. 
Die Planung des Parkhauses wurde mit 
uns abgestimmt und auch in unserer Pla-
nung des Umbaus der Kreuzung Wuhr-
loch berücksichtigt. 

Somit bestehen gegen den Entwurf des 
Bebauungsplans „Kronenrain" i.d.F. vom 
13.05.2015 von unserer Seite keine Be-
denken. 

A.9 Regierungspräsidium Stuttgart – Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(Schreiben vom 02.07.2019) 

A.9.1 Aufgrund der ausgedehnten Kampfhand-
lungen und Bombardierungen, die wäh-
rend des 2. Weltkrieges stattfanden, ist 
es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau-
/(Planungs-)verfahren eine Gefahrenver-
dachtserforschung in Form einer Auswer-
tung von Luftbildern der Alliierten durch-
zuführen. 

Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen 
sind daher als potentielle Kampfmittelver-
dachtsflächen einzustufen. Seit dem 
02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst Baden-Württemberg aller-
dings Luftbildauswertungen für Dritte, zur 
Beurteilungen möglicher Kampfmittelbe-
lastungen von Grundstücken auf vertrag-
licher Basis nur noch kostenpflichtig 
durchführen. 

Diese Auswertung kann bei uns mittels 
eines Vordrucks beantragt werden. Die 
dafür benötigten Formulare können unter 
www.rp-stuttgart.de (àService-
àFormulare und Merkblätter) gefunden 
werden. 

Die momentane Bearbeitungszeit hierfür 
beträgt zurzeit mind. 30 Wochen ab Auf-
tragseingang. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wie in der Begrün-
dung und in den Hinweisen dargelegt, wurde eine 
Luftbildauswertung durchgeführt. Im Ergebnis ist  
für das gesamte Untersuchungsgebiet eine nähere 
Überprüfung durch den Kampfmittelbeseitigungs-
dienst Baden-Württemberg oder ein anderes auto-
risiertes Unternehmen dringend zu empfehlen. Vor 
dieser Überprüfung sollten dort keine Bohr-, Grab-, 
Ramm-, Rüttel- oder Baggerarbeiten durchgeführt 
werden. 

A.10 Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- 
und Gesundheitswesen (Schreiben vom 03.06.2019) 

A.10.1 Hinsichtlich des vorgesehenen Bebau-
ungsplans „Kronenrain" sind unter raum-
ordnerischen Gesichtspunkten keine Be-
denken geltend zu machen oder Anre-
gungen zu geben. 

Da für den betroffenen Bereich bereits ein 
(nicht realisierter) Bebauungsplan be-
steht, ist auch nach Auffassung des Re-
gierungspräsidiums trotz der Randlage 
und des Fehlens einer Bebauung eine 
Anwendung des § 13 a BauGB möglich. 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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A.11 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 19.06.2019) 

A.11.1 Mit der Planung soll der Übergang der 
Kernstadt (bzw. der Neuenburger Innen-
stadt) in den Wuhrlochpark und in die 
Rheingärten des Landesgartenschauge-
ländes bewältigt und gleichzeitig attraktiv 
gestaltet werden. Die Idee, an dieser 
städtebaulich herausfordernden Örtlich-
keit ein markantes und weit sichtbares 
Stadttor inklusive „Stadtbalkon" zu instal-
lieren und dies mit einem integrierten 
Parkhaus mit 230 Stellplätzen (auf 3 
Ebenen) zu verbinden, wird begrüßt! Mit 
dessen Realisierung kann u.a. auch ein 
weiterer Freiraum geschaffen werden, mit 
der bisherigen positiven Innenstadtent-
wicklung fortzufahren. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.11.2 Die Realisierung des Parkhauses mit den 
notwendigen Ein- und Ausfahrten erfor-
dert allerdings aufgrund der unmittelbar 
umgebenden (auch überörtlich bedeut-
samen) Verkehrsachsen eine detaillierte 
Verkehrsplanung. Derzeit wird laut Be-
gründung parallel zum Bebauungsplan-
verfahren ein Planfeststellungsverfahren 
durchgeführt, welches für den angren-
zenden Verkehrsknotenpunkt Wuhrloch 
einen größeren Kreisverkehr vorsieht und 
mit der Parkhausplanung im Detail bereits 
abgestimmt worden ist. Die künftige 
räumliche Gesamtsituation wird in der 
Planzeichnung mit dargestellt, so dass 
auch die aktuell vorliegende Parkhaus-
planung besser nachvollziehbar wird. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.11.3 Während die geplante Einfahrtsituation 
wohl relativ unkritisch ist, stellt sich die 
Ausfahrtsituation wohl deutlich schwieri-
ger und komplexer dar. Die Ausfahrt aus 
dem Parkhaus soll zunächst über einen 
Rad- und Gehweg und dann unmittelbar 
in den Kreisverkehr hineingeführt werden. 

Die beigefügte verkehrstechnische aktu-
elle Stellungnahme der Fichtner Water & 
Transportation GmbH bescheinigt hin-
sichtlich der Verkehrsbelastungen in 95 
% aller Fälle das Erreichen der Qualitäts-
stufe D, welche wohl jedoch mit Rück-
staulängen an der B378 Ost von bis zu 
etwa 100 m und in der Zufahrt Kronenrain 
von bis zu etwa 60 m verbunden sein 
können. Dies erscheint aus (verkehrs-
technischer) Laiensicht zunächst schon 
relevant und ist zudem räumlich schwer 

Die Inhalte der Planungen wurden seit der Offenla-
gefassung kontinuierlich weiterentwickelt und in 
Abstimmung mit den zuständigen Behörden opti-
miert. Die Grundzüge bzw. die Struktur ist zwar 
gleichgeblieben, aber durch Anpassungen einzel-
ner Trassierungselemente konnten Verbesserun-
gen erzielt werden. 

Die verkehrlichen Nachweise entsprechen den 
nach den Regelwerken und Richtlinien geforderten 
Unterlagen. Beim Neubau von Knotenpunkten ist 
mindesten eine Qualitätsstufe D zu erzielen. Die 
Verkehrsanlage „Kreisel Wuhrloch“ war Bestandteil 
des Planfeststellungsverfahrens zum Umbau der 
Autobahnanschlussstellen und des Wuhrlochkno-
tens in drei Kreisverkehrsplätze. Hierbei wurde 
unter anderem auch das Thema der Rückstaulän-
gen näher betrachtet, um insbesondere Rückstaus 
in benachbarte Knotenpunkte zu den in den Richt-
linien geforderten Wahrscheinlichkeiten auszu-



Stadt Neuenburg am Rhein Stand: 16.09.2019 
Bebauungsplan „Kronenrain“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 21 von 29 
 
 

19-09-16 Abwägung Offenlage (19-09-04).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 
vorstellbar. Gerade die Bundesstraße 
darf in ihren Funktionen nicht zu stark 
eingeschränkt werden. Wäre es möglich, 
diese Worst-Case-Situation (nachvoll-
ziehbar) bildlich darzustellen und zu er-
läutern, warum dies trotzdem noch als 
akzeptabel bewertet werden kann? 

Es wird davon ausgegangen, dass ande-
re Ausfahrtsmöglichkeiten vorab unter-
sucht worden sind und nur die nun vorge-
sehene Ausfahrtslage in Betracht kommt? 
Es wird angeregt, auch hierauf (auch in 
der Begründung) noch einzugehen. 

schließen. Für das aktuelle B-Plan-Verfahren des 
Parkhauses war daher lediglich nachzuweisen, 
dass die bereits verwendeten Ansätze aus den 
Zeiten vor der Konkretisierung der Parkhauspla-
nung weiterhin Bestand haben. Dieser Nachweis 
wurde in der genannten Stellungnahme geführt. 
Die Qualitätsstufe „D“ bedeutet hierbei, dass alle 
Fahrzeugführer in der Spitzenstunde im Mittel we-
niger als 45 Sekunden warten müssen, um den 
Knotenpunkt passieren zu können. Da hohe Ver-
kehrsbelastungen vorherrschen, kann es allerdings 
zu Stauungen an den Kreiselzufahrten kommen, 
die allerdings nicht gleichbedeutend sind mit einem 
Stillstand, sondern eher mit einem stockenden 
Aufrücken. Die zitierten Längen sind korrekt wie-
dergegeben und entsprechen bei einer durch-
schnittlichen Fahrzeuglänge von 6 m etwa 10 
Fahrzeuglängen beim Kronenrain und ca. 17 bei 
der B 378-Ost. Diese Längen blockieren auch kei-
ne weiteren Knotenpunkte. Da zudem auch das 
letzte Fahrzeug in dieser Kolonne den Kreisel in-
nerhalb der 45 Sekunden mittlerer Wartezeit pas-
sieren kann, was einem leistungsfähigen Verkehrs-
ablauf gemäß Richtlinie entspricht, wird dies als 
akzeptabel bewertet. 

Die verkehrliche Erschließung des Parkhauses war 
Bestandteil der Auslobungsunterlagen zum städte-
baulichen Wettbewerb aus dem Jahr 2014. Diese 
bauten im Wesentlichen auf den Überlegungen auf, 
den Verkehr möglichst direkt mit dem übergeordne-
ten Straßennetz zu verknüpfen, ohne das nachge-
ordnete Wegesystem unnötig zu belasten. Da eine 
Zufahrt zum Parkhaus über den Kreisel Rückstau-
probleme auslösen könnte, wurde lediglich die 
Ausfahrt an den Kreisel angebunden und als Vor-
gabe für die weiteren Überlegungen zugrunde ge-
legt. 

A.12 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 02.07.2019) 

A.12.1 Im Zuge der Landesgartenschau 2022 
sieht die Planung im Wesentlichen ein 
Parkhaus für ca. 230 Stellplätze vor. 

Laut Ziffer 4 der Begründung ist der Be-
bauungsplan nicht aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt. Folglich ist 
der Flächennutzungsplan nach § 13a (2) 
Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung 
anzupassen. Hierbei ist auf § 6 (5) 
BauGB hinzuweisen, wonach jedermann 
über den aktuellen Inhalt des Flächennut-
zungsplans Auskunft verlangen kann. 
Folglich sollte die Berichtigung des Flä-
chennutzungsplans unverzüglich nach 
Rechtskraft des Bebauungsplans erfol-
gen. Zur Aktualisierung des Raumord-

Wird zur Kenntnis genommen.  
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nungskatasters AROK ist dem Regie-
rungspräsidium Freiburg der berichtigte 
Flächennutzungsplan sowie der Bebau-
ungsplan zeitnah zuzustellen. 

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen  
keine weiteren  Hinweise  und Einwen-
dungen. 

A.13 Handelsverband Südbaden e.V. 
(Schreiben vom 05.07.2019) 

A.13.1 Aus der Begründung ist zu entnehmen, 
dass ein Parkhaus entstehen soll, das 
wohl gut 200 Stellplätze ausweist. Die zu-
sätzliche Parkraumkapazität ist sicherlich 
auch aufgrund der Landesgartenschau 
nötig. Als ausschließlichen Parkstandort 
für die Innenstadt würden wir es als 
schwierig halten, da die Entscheidung, 
einen Biofachmarkt in der Innenstadt an-
zusiedeln, um die Frequenz zu stabilisie-
ren, eine gute Erreichbarkeit und Park-
plätze in unmittelbarer Nähe voraussetzt. 
Besonders Neuenburg mit seinem Ein-
zugsgebiet in Frankreich ist darauf ange-
wiesen, dass der Kunde mit dem Auto an-
fährt, da der ÖPNV im ländlichen Bereich 
in der Regel zu schwach ausgebaut ist. 

Seit einigen Jahren sind in ganz Deutsch-
land, egal ob Ober-, Mittel- oder Unter-
zentrum, sinkende Kundenfrequenzen zu 
beobachten. Ein Grund ist der stark stei-
gende Onlinehandel. 

Alle Kunden heute wollen mehr denn je 
einfach und bequem einen Einkaufs-
standort erreichen und dort parken kön-
nen. Die Bequemlichkeit haben sie im 
Netz gelernt. 

Eine Temporeduzierung in der Innenstadt 
kann nachvollzogen werden. Ein beson-
ders gutes Beispiel ist die Begegnungs-
zone in Konstanz mit einer Höchstge-
schwindigkeit von 20 km/h. Alle Verkehrs-
teilnehmer - Fußgänger, Fahrradfahrer 
oder Autofahrer - haben dieselben Rech-
te und Pflichten. Jeder muss auf den an-
deren achtgeben. In Konstanz hat sich 
dies sehr gut bewährt. 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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A.14 bnNETZE GmbH 
(Schreiben vom 17.06.2019) 

Beabsichtigte eigene Planungen und 
Maßnahmen, die den o. g. Plan berüh-
ren können, mit Angabe des Sach-
standes und des Zeitrahmens: 

 

A.14.1 Die Wirtschaftlichkeit von Leitungsverle-
gungen zur Sicherstellung der Erdgas-
versorgung ist zu prüfen. Investitionen 
werden nach unternehmerischen Ge-
sichtspunkten, auch im Hinblick auf be-
absichtigte oder vorhandene energeti-
sche Konzepte, geplant. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Bedenken und Anregungen aus der 
eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, 
jeweils mit Begründung und Rechts-
grundlage: 

 

A.14.2 Die Versorgung des Verfahrensgebietes 
mit Strom, Wasser und bei gegebener 
Wirtschaftlichkeit mit Erdgas kann über 
das bestehende bzw. durch Erweiterung 
des Leitungsnetzes versorgt werden. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.14.3 Hausanschlüsse werden nach den tech-
nischen Anschlussbedingungen der 
bnNETZE GmbH, den Bestimmungen der 
NAV, NDAV, AVBWasserV und den 
Maßgaben der einschlägigen Regelwerke 
in der jeweils gültigen Fassung ausge-
führt. In Anlehnung an die DIN 18012 
wird für Neubauvorhaben ein Anschluss-
übergaberaum benötigt. Der Hausan-
schlussraum ist an der zur Straße zuge-
wandten Außenwand des Gebäudes ein-
zurichten und hat ausreichend belüftbar 
zu sein. Anschlussleitungen sind geradli-
nig und auf kürzestem Weg vom Abzweig 
der Versorgungsleitung bis in den Haus-
anschlussraum zu führen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die technischen 
Anschlussbestimmungen der bnNetze sind im 
Rahmen der Realisierung des Bauvorhabens zu 
prüfen. 

A.15 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 05.06.2019) 

A.15.1 Im Planbereich der o. a. Maßnahme ver-
laufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 

Planungen von Höchstspannungsleitun-
gen für diesen Bereich liegen aus heuti-
ger Sicht nicht vor. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zu-
ständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die zuständigen 
Versorgungsträger wurden am Verfahren beteiligt. 
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A.16 PLEdoc GmbH 
(Schreiben vom 29.05.2019) 

A.16.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnah-
me und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der 
nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maß-
nahme nicht betroffen werden: 

- Open Grid Europe GmbH, Essen 
- Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
- Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 

Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

- Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

- Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Es-
sen 

- Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

- Trans Europa Naturgas Pipeline 
GmbH (TENP), Essen 

- GasLINE Telekommunikationsnetzge-
sellschaft deutscher Gasversorgungs-
unternehmen mbH & Co. KG, Straelen 
(hier Solotrassen in Zuständigkeit der 
PLEdoc GmbH) 

- Viatel GmbH (Zayo Group), Frankfurt 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.16.2 Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur 
zu groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 

Wird zur Kenntnis genommen. Eine Ausdehnung 
oder Erweiterung des Projekts ist nicht vorgesehen. 

A.17 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 28.05.2019) 

A.17.1 Durch die oben genannte und in den Un-
terlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr berührt, 
jedoch nicht beeinträchtigt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden 
Sach- und Rechtslage bestehen zu der 
Planung seitens der Bundeswehr als Trä-
ger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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A.18 Polizeipräsidium Freiburg – Führungs- und Einsatzstab - Sachbereich Verkehr 
(Schreiben vom 29.05.2019) 

A.18.1 Die eingereichten/offen gelegten Unterla-
gen wurden eingesehen und aus ver-
kehrspolizeilicher Sicht geprüft. Gegen 
die geplante Bebauung gemäß dem Plan 
bestehen Einwände. 

Die Inhalte der Planungen wurden seit der Offenla-
gefassung kontinuierlich weiterentwickelt und in 
Abstimmung mit den zuständigen Behörden opti-
miert. Die Grundzüge bzw. die Struktur ist zwar 
gleichgeblieben, aber durch Anpassungen einzel-
ner Trassierungselemente konnten Verbesserun-
gen erzielt werden. 

A.18.2 Die Ausfahrt aus dem Parkhaus direkt in 
den Kreisel wird aus verkehrspolizeilicher 
Sicht als kritisch angesehen. Der ausfah-
rende Verkehrsteilnehmer sieht sich mit 
mehreren Punkten konfrontiert, die er 
beinahe zeitgleich lösen/beachten muss 

 

 

- Zunächst muss er den Radweg pas-
sieren, der zwar gut einsehbar ist, je-
doch besteht die Möglichkeit, dass ein 
Radfahrer auf der Mittelinsel durch ein 
Fahrzeug auf der Straße im Kronen-
rain verdeckt wird und dann nach 
Freiwerden direkt mit dem Ausfahren-
den aufeinander trifft. 

- Steht der Ausfahrende auf der Warte-
fläche und dem Radweg, muss der 
Fußgänger/Radfahrer, wie durch das 
Büro Fichtner angeführt, direkt hinter 
dem Fahrzeug kreuzen, wo er einer 
besonderen Abgasbelastung ausge-
setzt ist. 

 

 

 
 

- Der Ausfahrende muss dann den 
„rückwärtigen Verkehr aus der Straße 
am Kronenrain beachten, den Verkehr 
aus Westen, sowie Fahrzeuge auf 
beiden Kreisfahrbahnen. Zwar wird 
angenommen, dass die innere Kreis-
fahrbahn von Verkehrsteilnehmern 
genutzt wird, die den Kreisverkehr erst 
an der zweiten oder Dritten Ausfahrt 
verlassen, jedoch zeigt sich, dass vie-
le Verkehrsteilnehmer die innere 
Kreisfahrbahn nicht benutzen, da sie 
befürchten, nicht mehr auf die äußere 
Kreisfahrbahn zu gelangen. 

Die Anbindung der Parkhausausfahrt an den Kreis-
verkehrsplatz inkl. Radwegsquerung beinhaltet in 
der Tat eine Reihe von Prüfvorgängen bei den 
Verkehrsteilnehmern. Bei einem Kreisverkehr mit 
umlaufenden Radwegen ist dies aber eine für alle 
Autofahrer bekannte Situation und auch 5-armige 
Kreisverkehrsplätze sind mittlerweile bekannte 
Knotenpunktsformen. 

 
Ein direktes und möglicherweise gefährliches Auf-
einander treffen wird für die geschilderte Situation 
nicht in der Intensität gesehen, da zwischen den 
einzelnen Punkten mehrere Meter Strecke liegen 
und sowohl Kfz-Verkehr als auch Radverkehr im 
Knotenpunktsbereich mit verminderter Geschwin-
digkeit verkehren. 

 
Diese Tatsache ist sicherlich nicht besonders kom-
fortabel, sollte aber auch nur in wenigen Fällen 
tatsächlich so stattfinden. Insbesondere die 
Geh/Rad-Verbindung zwischen Kronenrain und 
Wuhrlochpark ist eine Nebenroute, die der Voll-
ständigkeit halber bei der Erstellung der neuen 
Kreisverkehrsanlage mitinstalliert wird. Die Haupt-
beziehung von Radfahrern und Fußgängern von 
Westen zum Wuhrlochpark erfolgt über die Mül-
hauser Straße. Von Neuenburg wird mit der neuen 
Brücke über die B378 eine attraktive planfreie Al-
ternative geschaffen. 
 
Der beschriebene Prüfvorgang zum Einschätzen 
der vorhandenen Zeitlücken zum Einfahren in den 
Kreisel ist sicherlich nicht einfach, muss in dieser 
Form allerdings auch an den übrigen Kreiselzufahr-
ten durchgeführt werden. Als Sonderfall besteht bei 
der Parkhausausfahrt direkt in den Kreisel eine  
dichte Zufahrtsabfolge. Im Rahmen der weiterent-
wickelten Planungen wurde bereits der größtmögli-
che Abstand zwischen der Parkhausanbindung an 
den Kreisel und der Zufahrt Kronenrain berücksich-
tigt und gute Sichtverhältnisse sichergestellt.  
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Alle diese Verkehrsabläufe geschehen 
nahezu zeitgleich. Das ist für viele Ver-
kehrsteilnehmer eine Stresssituation, die 
zur Unachtsamkeit und in der Folge zu 
Gefahrensituationen und Verkehrsunfäl-
len führen kann. 

A.18.3 Aus diesem Grund wird angeregt, baus-
eits die Ausfahrt neben die Einfahrt in die 
Straße Kronenrain zu verlegen. 

- Dadurch würde die Querung des 
Fuß/Radweges vermieden. 

- „Hinterquerenden" Fußgänger würde 
die Abgasbelastung erspart. 

- Der Ausfahrende hätte nur eine „Ver-
kehrsrichtung zu beachten". 

- An dieser Stelle wird auf das Parkhaus 
„Schlossberggarage" in Freiburg ver-
wiesen. Dort ist erkennbar, dass für 
die Einfahrt in den fließenden Verkehr 
nur eine kurze Aufstellfläche notwen-
dig ist. Die „Schwabentorgarrage" be-
sitzt für die Ausfahrt auf die B31a na-
hezu gar keine Aufstellfläche. 

- Die Zusammenführung könnte, wenn 
befürchtet wird, Ausfahrenden werde 
die Einfahrt nicht ermöglicht, auch un-
ter Verwendung des Reißverschluss-
verfahrens erfolgen. 
 

 
 
o ROT – Ausfahrt 
o LILA – Zusammenführung mittels 

Reißverschlussverfahren 

Dieser aus Verkehrssicherheitssicht vermutlich mit 
Vorteilen verbundene Vorschlag mit Ein- und Aus-
fahrt über den Kronenrain wurde in den frühen 
Vorüberlegungen Anfang der 2010er Jahre disku-
tiert. Bei der Variante mit direkter Parkhausaus-
fahrtsanbindung an den Kreisel wurden allerdings 
keine überhöhten Sicherheitseinschränkungen 
gesehen, zumal mit einer inbetriebgenommenen 
Anlage (Ausfahrt Parkhaus „Insel-Areal“ Weil am 
Rhein in Kreisverkehr) keine Sicherheitsauffälligkei-
ten verbunden waren und auch 5-armige Kreisel 
verkehrssicher betrieben werden können. 

Als Vorteile der Parkhausausfahrt in den Kreisel 
wurden die direkte Führung ohne Belastung des 
nachgeordneten Netzes und eine insgesamt leis-
tungsfähigere Verkehrsabwicklung durch eine zu-
sätzliche Kreisverkehrszufahrt gesehen. Daher 
wurde diese Variante seitdem weiterverfolgt und 
war auch verkehrliche Vorgabe des städtebauli-
chen Wettbewerbes zum Parkhaus aus dem Jahr 
2014. 

 

A.19 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Freiburg 
(Schreiben vom 12.07.2019) 

A.19.1 Durch die Bebauungspläne dürfen keine 
Flächen des Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsamts Freiburg überplant werden. 
Sie dürfen höchstens nachrichtlich über-
nommen werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Durch den Bebau-
ungsplan „Kronenrain“ werden keine Flächen des 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsamts Freiburg 
überplant. 
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A.20 Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler 
(Schreiben vom 12.06.2019) 

A.20.1 Bauleitplanerische Belange des Gemein-
deverwaltungsverbandes Müllheim - Ba-
denweiler sind durch den o.g. Bebau-
ungsplan nicht berührt. 

Sofern sich keine bauplanungsrechtlichen 
Änderungen im weiteren Verfahren erge-
ben, ist eine weitere Beteiligung des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Müllheim-
Badenweiler nicht erforderlich. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 
 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB ALB - Abfallwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung und Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 510 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

B.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung und Landentwick-
lung 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

B.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 08.07.2019) 

B.6 Regierungspräsidium Freiburg – Landesbetrieb Forst Baden-Württemberg 
(Schreiben vom 25.06.2019) – keine weitere Beteiligung 

B.7 Regierungspräsidium Stuttgart – Straßenwesen und Verkehr 
(Schreiben vom 06.06.2019) 

B.8 Deutsche Bahn AG – DB Immobilien 
(Schreiben vom 17.06.2019) – keine weitere Beteiligung 

B.9 Unitymedia BW GmbH 
(Schreiben vom 25.06.2019) 

B.10 terranets bw GmbH 
(Schreiben vom 29.05.2019) – keine weitere Beteiligung 

B.11 Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
(Schreiben vom 04.06.2019) – keine weitere Beteiligung 

B.12 SWEG Südwestdeutsche Landesverkehrs-AG 
(Schreiben vom 03.06.2019) 

B.13 Zweckverband Gewerbepark Breisgau 
(Schreiben vom 29.05.2019) – keine weitere Beteiligung 
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B.14 Gemeinde Schliengen 
(Schreiben vom 18.06.2019) 

B.15 Gemeinde Bad Bellingen 
(Schreiben vom 11.06.2019) 

B.16 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 

B.17 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbetrieb, Verkehrstechnik 

B.18 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 46.2 Verkehr 

B.19 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 53.3 Integrierte Rheinprogramm 

B.20 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 56 Naturschutz 

B.21 Regierungspräsidium Freiburg – Stabstelle für Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

B.22 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 

B.23 Communauté de Communes Porte de France Rhin-Sud 

B.24 Deutsche Telekom Technik GmbH 

B.25 ED Netze GmbH 

B.26 Abwasserzweckverband “Weilertal“ 

B.27 Landesnaturschutzverbände LNV/BUND/NABU Baden-Württemberg e.V. 

B.28 Stadt Müllheim 

B.29 Verkehrsverein Neuenburg am Rhein 

B.30 Handwerkskammer 

B.31 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  

B.32 Gemeinde Auggen 

B.33 Gemeinde Badenweiler 

B.34 Gemeinde Buggingen 

B.35 Gemeinde Eschbach 

B.36 Stadt Heitersheim 
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C.1 Bürger 1 
(Schreiben vom 07.07.2019) 

C.1.1 Da zulänglich bekannt ist das Neuenburg 
Jahrhunderte lang auf lose aufgeschütte-
tem Schutt und Geröll immer wieder auf-
gebaut wurde (belegt durch Ausgrabun-
gen) befürchte ich, dass bei Grabungs- 
bzw. Rammarbeiten der meterhohe lose 
Untergrund in Bewegung gerät und somit 
meine Gebäude in Nähe der alten Ab-
bruchkante in Mitleidenschaft gezogen 
werden. 

Aus diesem Grund fordere ich, vor Be-
ginn der Ausgrabungs- bzw. Rammarbei-
ten, eine dokumentierte Zustandsauf-
nahme der Gebäude. 

Die Zustandsaufnahme dient dazu even-
tuelle Schäden, die durch den Bau des 
geplanten Parkhauses entstehen abgren-
zen zu können. 

Wird zur Kenntnis genommen. Dies ist nicht Ge-
genstand eines Bebauungsplanverfahrens. Die 
Stadt Neuenburg am Rhein wird aber im Rahmen 
der Baumaßnahme ein Beweissicherungsverfahren 
durchführen. 

 


